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A n fra g e 

der Abgeordneten Dr. FEURSTEIN 3 Dr. Blenk 3 Hagspiel 

und Genossen 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung 

betreffend Verzögerung der Behandlung von Anträgen auf Vorschuß­

zahlungen nach dem Insolvenz-EntgeZt-Sicherungsgesetz 

Die sozialpolitische Zielsetzung des Bundesgesetzes vom 2.6.1~17 

Uber die Sicherung von ArbeitnehmeransprUchen im Falle der 

Insolvenz des Arbeitgebers (Insolvenz-EntgeltsicherungsgesetzJ 

besteht einmaZ in der Sicherung der ArbeitnehmeransprUche. im 

Fa l le der Zah lun{Jsunfähigkei t de e .Arbeitgebers durch Leis tungen 

aus dem InsolvenzausfaZlgeZd-Fonds. Zum zweiten wird durch dieses. 

Gesetz angestrebt 3 daß die Wartefristen der Arbeitnehmer bis zur 

Anspruchsberechtigung durch VOl"s.chußzahlungen der Arbeitsmarkt­

verwaltung möglichst kurz gehalten werden. 

Jede Verzögerung der vorechußweisen Forderungsbefriedigung bedeutet 

jedoch in der Praxis fUr den betroffenen Arbeitnehmer erhebliche 

finanzielle Sch'.JJierigkeiten 3 die vielfach zu einer Existenz­

bedY'ohung fUhren können. Gerade d'iese Auswirkungen so l Iten durch 

das Bundesgesetz vermieden werden. Jede andere Handhabung J im 

besonderen eine verzögerte oder unterlassene VorschußzahZung~ 

steht im Widerspruch zur sozialpolitischen Zielsetzung die$es 

Gesetzes. 

Auf die diesbezUgZich eingebrachten Anträge auf VorsohußzahZung 

wurde in Vorarlberg vom Landesarbeitsamt bis einschließlioh 

31. März 1978 kein B~scheid erlassen3 weder positiv noch negativ. 
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Die Vorar~berger Arbeiterkammer hat daher einstimmig eine 

Resolution gefaßt, mit der gefordert wird, daß die im Gesetz 

vorgesehene beschleunigte Anspruchsbefriedigung in Form von 

VorschußzahZungen durch die Arbeitsmarktverwaltung im Bundesland 

Vorarlberg nicht länger hinausgeschoben, sondern zur gängigen 

Praxis wird. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister fUr soziale Verwaltung folgende 

A n fra g e : 

1) Wieviel Anträge auf VorschußzahZung sind in Vorarlberg vom 

Inkrafttreten des InsoZvenz-Entgeltsicherungs-Gesetzes bis 

Ende März 1978 eingebracht worden? 

2) Wieviele waren es im sonstigen Bundesgebiet ? 

3) Welche GrUnde waren ausschlaggebend, daß das Landesarbeitsamt 

Vorarlberg bis 31. März 1978 keinen Bescheid in solchen 

Angelegenheiten erlassen hat ? 

4) Wie stellt sich die diesbezUgliche Situation in den anderen 

Bundesländern dar ? 

5) Was wird das Bundesministerium fUr soziale Verwaltung unter­

nehmen, um hinkUnftig eine rasche Erledigung solcher Anträge 

z~ gewährleisten ? 
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